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(2) Allgemeines Wahlrecht im Gesetz,

(3) Wahlbeteiligung, (4) Parlamentari­

sche Demokratie, (5) Kriminalitätsrate, 

(6) Gewaltverbrechen und Morde, (7) 

Schießereien, (8) Zahl der Vergewalti­

gungen, (9) Zahl der Häftlinge, (10) 

Rückfallrate bei Kriminaldelikten, (11) 

das Recht auf persönliche Geheimnisse, 

(12) "Sklaverei", (13) Unterschiede 

zwischen Reich und Arm, (14) die Zahl 

der Obdachlosen, (15) Analphabeten­

tum, (16) Verbesserung des Lebens­

standards, (17) Rassendiskriminierung, 

(18) Geschlechterdiskriminierung, (19) 

Gewalt in der Familie, (20) Drogen­

sucht, (21) Aids, (22) Menschenversu­

che, (23) die Verletzung der Menschen­

rechte anderer Länder und (24) die Hal­

tung zu internationalen Dokumenten 

über Menschenrechte.

Daß die USA in Bereichen wie "Krimi­

nalitätsrate" oder "Schießereien" we­

sentlich schlechter abschneiden würden 

als China, war zu erwarten, doch wie 

steht es beim "Allgemeinen Wahl­

recht"? Hier greift das Dokument weit 

in die amerikanische Geschichte zurück 

und erwähnt die jahrzehntelange Dis­

kriminierung von Schwarzen, Frauen, 

Indianern sowie etwa einem Drittel der 

Weißen Männer. Auch bei der "Wahl­

beteiligung" wird den Chinesen ein 

Vorsprung zugesprochen: während sich 

an den Wahlen zum Volkskongreß 

meist mehr als 90% der Bevölkerung 

beteiligten, seien es in den USA seit 

Anfang dieses Jahrhunderts allenfalls 

30-60%. Auch die "parlamentarische 

Demokratie" sei in den USA mit einem 

Fragezeichen zu versehen: beim passi­

ven Wahlrecht kämen dort nur solche 

Kandidaten zum Zuge, die es sich lei­

sten könnten, Hunderttausende, ja Mil­

lionen von Dollar im Wahlkampf einzu­

setzen.

Was gar die "Menschenrechte anderer 

Länder" anbelangt, so hätten die USA 

in den 200 Jahren seit ihrer Gründung 

mehr als 70 Kriege und Invasionen ge­

gen andere Länder entfesselt und sogar 

bakteriologische, chemische und nu­

kleare Mittel eingesetzt. Die Zahl der 

Kernwaffen, die China besitze, liege bei 

nur rund 1,2% des Kernwaffenbestan­

des der USA. Die USA hätten auch die 

meisten Kernwaffenversuche durchge­

führt.

Und die Haltung zu internationalen Do­

kumenten über Menschenrechte? Die 

USA seien bisher noch immer nicht der 

"Internationalen Konvention über die 

Ächtung und Bestrafung der Rassen­

trennungsverbrechen" oder aber ande­

ren Konventionen, z.B. gegen die Dis­

kriminierung von Frauen oder aber über 

Rechte der Kinder beigetreten - ganz im 

Gegensatz zur VR China, -we-
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Ausnahmezustand und Notstands­

maßnahmen durch Gesetz geregelt

Der Ständige Ausschuß des Nationalen 

Volkskongresses hat am l.März ein Ge­

setz über den Ausnahmezustand (jieyan 

fd) verabschiedet. Noch am selben Tag 

setzte Staatspräsident Jiang Zemin das 

Gesetz durch seine Unterschrift in 

Kraft. Der Gesetzestext ist in fünf Ab­

schnitte unterteilt:

- allgemeine Prinzipien;

- Durchsetzung des Ausnahmezustan­

des;

- Art und Umfang der im Ausnahme­

zustand zu ergreifenden Maßnahmen;

- Pflichten der an der Durchsetzung 

des Ausnahmezustands beteiligten 

Kräfte;

- ergänzende Bestimmungen.

Im Falle von größeren Unruhen (dong- 

luari), Umsturzaktivitäten (baoluan) 

und gewalttätigen Tumulten (saoluari), 

wenn die öffentliche Ordnung nur noch 

durch außerordentliche Maßnahmen si­

cherzustellen ist, kann die Regierung 

den Ausnahmezustand verhängen. Be­

absichtigt die Regierung, eine solche 

Maßnahme landesweit oder aber flä­

chendeckend in Verwaltungseinheiten 

der Provinzstufe in Kraft zu setzen, ist 

die Zustimmung des Ständigen Aus­

schusses des NVK erforderlich.

Soll der Ausnahmezustand nur in Teilen 

einer Provinz, Autonomen Region oder 

Regierungsunmittelbaren Stadt verhängt 

werden (also etwa in einzelnen Städten 

Tibets oder in bestimmten Stadtteilen 

Beijings), so kann der Staatsrat (Zen­

tralregierung) eigenständig darüber ent­

scheiden. Nach dem Gesetz ist es die 

Aufgabe von Volkspolizei und Bewaff­

neter Volkspolizei, den Ausnahmezu­

stand durchzusetzen. Falls die Polizei­

kräfte nicht ausreichen, kann der Staats­

rat der Zentralen Militärkommission 

vorschlagen, Truppen der Volksbefrei­

ungsarmee zu entsenden.

In den Ergänzungsbestimmungen des 

fünften Abschnitts wird darüber hinaus 

auch Provinzregierungen nach Zustim­

mung des Staatsrats die Möglichkeit 

eingeräumt, im Falle plötzlich auftre­

tender, schwerer Unruhen in einzelnen 

Städten und Kreisen Notstandsmaßnah­

men in Kraft zu setzen. Militäreinheiten 

müssen von den Provinzregierungen 

über den Umweg von Staatsrat und 

Zentraler Militärkommission angefor­

dert werden.

Einzelne Delegierte des Ständigen Aus­

schusses hatten während der Beratungen 

des Gesetzes deutlich gemacht, daß Mi­

litäreinheiten während eines Ausnahme­

zustandes nur mit großer Vorsicht ein­

gesetzt werden sollten. Falls Demon­

strationen nach Verhängung des Aus­

nahmezustandes von "feindlichen Kräf­

ten" angezettelt würden, sei eine ge­

waltsame Unterdrückung gerechtfertigt. 

Bei Demonstrationen, die sich gegen 

wirtschaftliche Mißstände und Notlagen 

richteten, sei ein gewaltsames Vorgehen 

hingegen nicht notwendig. (XNA,

1.3.96)

Der Ausnahmezustand war zuletzt 1989 

in Zusammenhang mit Protestkundge­

bungen in Lhasa und Beijing von der 

Zentralregierung verhängt worden. 

Schon damals waren in Teilen des Stän­

digen Ausschusses des NVK Zweifel 

geäußert worden, ob die Verhängung 

des Ausnahmezustands durch die Ver­

fassung gedeckt war. In Zukunft wird 

die chinesische Regierung bei einem 

solchen Schritt an gesetzlich festgelegte 

Regeln gebunden sein. Die Erfahrungen 

der Vergangenheit haben allerdings ge­

zeigt, daß die Partei- und Militärfüh­

rung sich im Ernstfall nicht an solche 

formellen Beschränkungen hält, -hei-
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Repressalien gegen Gewerkschaftsver­

treter in Unternehmen

Eine führende Gewerkschaftsvertreterin 

hat während der diesjährigen Tagung 

des Nationalen Volkskongresses einen 

verbesserten gesetzlichen Schutz für die 

Tätigkeit von Arbeitervertretungen in 

Betrieben gefordert. (XNA, 15.3.96) 

Das Gewerkschaftsgesetz von 1992 ga­

rantiere Gewerkschaftsvertretern keinen 

ausreichenden Schutz gegenüber Re­

pressalien von Unternehmensleitungen. 

Solche Repressalien träten aber in den 

vergangenen Jahren gehäuft auf: Ge­

werkschaftsaktivisten, die die Interessen 

von Arbeitnehmern gegenüber den oft 

selbstherrlichen Untemehmensleitem 

vertreten hätten, seien in vielen Fällen 

von Unternehmensleitungen ihrer Po-




